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Einleitung 

A. Darstellung des Problems einer uneinheitlichen Auslegung 

Grenzüberschreitender Handel, zunehmende Mobilität der Bevölke-
rung und die steigende Anzahl gemischt-nationaler Ehen sind nur ei-
nige Beispiele dafür, dass Rechtsverhältnisse nicht mehr vorwiegend 
auf das Gebiet eines Staates begrenzt sind. Die Globalisierung macht 
auch vor dem Recht nicht halt.1 Unterschiede in den nationalen 
Rechtsordnungen stellen ein bedeutendes Handelshemmnis dar, fuhren 
zu erhöhten Transaktionskosten, zu Rechtsunsicherheit für grenzüber-
schreitende wirtschaftliche Unternehmungen und zu Chancenungleich-
heit bei internationalen Verhandlungen.2 Für gemischt-nationale Fami-
lien und Familien, die sich außerhalb ihrer Heimat aufhalten, stellt 
sich durch die Unterschiede zwischen den Rechtsordnungen ein Viel-
faches an Problemen. 

Seit über 150 Jahren bemühen sich daher supranationale und inter-
nationale Organisationen, Staaten und private Expertengruppen um die 
Harmonisierung von Regelungen auf dem Gebiet des Internationalen 
Privatrechts. Im Laufe der Zeit wurde von vielen Stellen auf verschie-
denen Rechtsgebieten eine fast unüberschaubare Anzahl von interna-
tionalen Regelungen geschaffen. Zu nennen sind vor allem die erfolg-
reichen Konventionen auf dem Gebiet des Wechsel- und Scheckrechts, 
des Transportrechts, des Immaterialgüterrechts, des Internationalen 
Familienrechts oder des Internationalen Zivilprozessrechts. 

Auf den ersten Blick betrachtet, konnte damit in einzelnen Berei-
chen ein beeindruckendes Maß an Vereinheitlichung oder zumindest 

1 Zur Globalisierung und deren Auswirkungen auf das Internationale Privatrecht sie-
he Basedow, Das Internationale Privatrecht in den Zeiten der Globalisierung, in: FS 
Stoll (2001), 405 ff.; ders., The Effects of Globalization on Private International Law, 
in: Basedow/Kono (2000), 1 ff. Zu den Auswirkungen der Globalisierung auf die juristi-
sche Praxis siehe Böhlhoff, International Practice of Law - Globalisation - Regionalisa-
tion - Too Big - Too Small - Ethics, in: FS Schütze (1999), 153 ff. 

2 Siehe dazu eingehend Kronke, Der „Commercial Approach" in der Rechtsanglei-
chung und das Internationale Privat- und Verfahrensrecht, in: FS Henrich (2000), 385 
ff. 



2 Einleitung 

Angleichung international-privatrechtlicher Regelungen erreicht wer-
den. Doch wie Zitelmann bereits 1916 feststellte: „(...) mit der Gleich-
heit des Gesetzeswortlauts ist noch nicht gewährleistet, daß das leben-
dige Recht in dem einen Staat dasselbe ist wie in dem anderen; (...)".3 

Wegen ihrer generell-abstrakten Formulierung bedarf eine Regelung -
sei sie nationalen oder internationalen Ursprungs - der Ausfüllung, 
der Konkretisierung durch den Richter. Sie wird auf einen konkreten 
Sachverhalt angewandt, ihre Begriffe werden ausgelegt. Hierbei kom-
men meist verschiedene Auslegungsvarianten in Betracht. Wirkliche 
Harmonisierung des Rechts ist also erst dann erreicht, wenn das Inter-
nationale Einheitsrecht von den nationalen Gerichten und Behörden 
auch einheitlich ausgelegt wird. 

Ist eine einheitliche Rechtsprechung innerhalb eines nationalen 
Rechtssystems schon schwer zu erreichen, so steht die Staatengemein-
schaft bei der einheitlichen Auslegung von Regelungen internationa-
len Ursprungs vor einer ungleich schwierigeren Aufgabe. Internatio-
nales Einheitsrecht wird von Richtern ausgelegt, deren Rechtssysteme 
sich in systematischer, geschichtlicher, kultureller, wirtschaftlicher, 
politischer und sozialer Hinsicht teilweise grundlegend unterscheiden. 
Jeder Richter wird zunächst dazu neigen, einen Begriff nach den ihm 
bekannten Grundsätzen und vor dem Hintergrund seines Rechtssys-
tems auszulegen (sog. „Heimwärtsstreben"). So kann es leicht passie-
ren, dass ein und derselbe Begriff einer Konvention in mehreren Staa-
ten auf verschiedene Arten ausgelegt wird und damit gleich gelagerte 
Fälle unterschiedlich entschieden werden. Dies läuft dem Ziel eines 
internationalen Entscheidungseinklangs zuwider. Die Folge ist eine 
Re-Nationalisierung des international harmonisierten Rechts, die Koh-
ler als die „Lebenslüge der Rechtsvereinheitlichung" im 20. Jahrhun-
dert bezeichnet.4 Die durch die gemeinsamen Regelungen bezweckte 
und auf dem Papier bereits erreichte internationale Rechtsharmonisie-
rung zersplittert bei der Anwendung durch die nationalen Behörden 
und Gerichte. 

Die uneinheitliche Auslegung international harmonisierter Regelun-
gen stellt somit eine große Gefahr für die durch die Harmonisierungs-
bemühungen angestrebte Rechtssicherheit und Vorhersehbarkeit dar. 
Daher ist der einheitlichen Anwendung und Auslegung harmonisierten 
Rechts mindestens ebenso viel Beachtung und Einsatz entgegen zu 

3 Zitelmann, Möglichkeit eines Weltrechts (1916), 46 (im Nachwort, zu seinem be-
reits 1888 gehaltenen Vortrag). 

4 Kohler, Integration und Auslegung - Zur Doppelfunktion des Europäischen Ge-
richtshofes, in: Jayme (1992), 11 (12). 
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bringen wie der vorangegangenen Ausarbeitung. Erst wenn die ein-
heitliche Auslegung in befriedigendem Maße gesichert ist, befindet 
man sich auf sicherem Boden, ist das erstrebte Ziel der Rechtsharmo-
nisierung wirklich erreicht. 

B. Begriffe und Abgrenzungen 

I. „Internationales Einheitsrecht" 

Die Terminologie auf dem Gebiet der Internationalen Rechtsharmoni-
sierung ist äußerst uneinheitlich. Dementsprechend variiert, was unter 
Internationalem Einheitsrecht5 verstanden wird. Matteucci definierte 
im Jahr 1957 Einheitsrecht als „die Gesamtheit der gesetzlichen Rege-
lungen, die von den Staaten mit der gemeinsamen Intention angenom-
men wurden, bestimmte Rechtsbeziehungen derselben Regelung zu 
unterstellen".6 Philipps vertieft 1965 diesen Ansatz Matteuccis, indem 
er eine Grenzziehung zwischen Einheitsrecht und „Nicht-Einheits-
recht" zu ziehen versucht:7 Er setzt am Ergebnis an, nämlich den mehr 
oder minder übereinstimmenden Regelungen mehrerer Staaten und 
fragt danach, ob die Methode, durch die die Übereinstimmung erreicht 
wurde, geeignet ist, eine internationale Rechtsvereinheitlichung her-
beizuführen.8 Im Ergebnis ist nach Auffassung Philipps Einheitsrecht 
„der Inbegriff derjenigen Rechtssätze, die auf Grund eines zwischen-
staatlichen Übereinkommens in verschiedenen Staaten gleich oder 
auch nur in ihren Mindestanforderungen gleich sind, wenn diese den 
Schutz des Berechtigten bezwecken und wenn den Staaten eine Ände-
rung zu dessen Gunsten gestattet ist".9 Die Produkte spontaner10 und 
indirekter" Rechtsharmonisierung sowie die Ergebnisse informeller 

5 Englisch „uniform law", französisch „droit uniforme", italienisch „diritto unifor-
me", niederländisch „uniform recht". 

6 „[. . .] l'ensemble des dispositions législatives adoptées par des Etats avec la volon-
té commune de soumettre à la même réglementation certains rapports juridiques." (Mat-
teucci, Introduction à l'étude systématique du droit uniforme, Ree. des cours 1957-1, 
387 [391]). 

7 Philipps, Erscheinungsformen und Methoden der Privatrechtsvereinheitlichung 
(1965), 29. 

8 Philipps, Erscheinungsformen und Methoden der Privatrechtsvereinheitlichung 
(1965), 30. 

9 Philipps, Erscheinungsformen und Methoden der Privatrechtsvereinheitlichung 
(1965), 36. 

10 Hierzu infra § 2 B. 
11 Hierzu infra § 2 C. 
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organisierter Rechtangleichung12 und Modellgesetze13 können nach 
diesem Ansatz nicht unter den Begriff des Internationalen Einheits-
rechts subsumiert werden. 

David hingegen untersuchte 1971 in seinem umfassenden Werk zur 
Internationalen Rechtsvereinheitlichung all die Prozesse, die darauf 
ausgerichtet sind, gleiches oder angeglichenes Recht zu schaffen.14 Ei-
ne Beschränkung auf staatlich geschaffenes Recht nimmt es nicht vor. 
Auch Kropholler läßt nicht-staatliche Bemühungen nicht außen vor 
und versteht 1975 unter Internationalem Einheitsrecht i.w.S. „die Ge-
samtheit derjenigen privatrechtlichen Rechtssätze (...), die in we-
nigstens zwei Staaten gleichlautend gelten und ihrem Sinn und Zweck 
nach auch so gelten sollen."15 Einheitsrecht i.e.S. ist nur wörtlich 
gleich lautendes Recht und unterscheide sich vom bloßen Einheitsrah-
menrecht, das aber auch als Einheitsrecht i.w.S. betrachtet werden 
könne, sofern es im Einzelfall nicht auf den graduellen Unterschied in 
der Übereinstimmung ankomme.16 

Im Folgenden wird wegen des weiten Ansatzes der Terminologie 
Krophollers gefolgt, um nicht ex definitionem bestimmte Formen an-
geglichenen oder vereinheitlichten Rechts von der Betrachtung auszu-
nehmen. Um „Einheitsrecht i.e.S." handelt es sich, wenn das Ergebnis 
der Bemühungen inhaltlich völlig gleiche Regelungen sind. Bei dem 
Vorgang, der zu diesem Ergebnis führt, handelt es sich um „Interna-
tionale Rechtsvereinheitlichung". Ist das Resultat lediglich eine Annä-
herung des Rechts, so steht hierfür der Begriff des „Einheitsrahmen-
rechts". Hiermit korrespondiert für den Vorgang der Begriff „Interna-
tionale Rechtsangleichung". Als Oberbegriff für beide Vorgänge steht 
die „Internationale Rechtsharmonisierung", deren Endprodukt das „In-
ternationale Einheitsrecht i.w.S." darstellt. 

In sachlicher Hinsicht ist Hauptgegenstand der Untersuchung das 
zivil- und handelsrechtliche international einheitliche Sachrecht sowie 
das Internationale Einheitsrecht auf dem Gebiet des Internationalen 
Privatrechts i.w.S., d.h. dem Internationalen Zivilverfahrensrecht und 
dem Kollisionsrecht. Innerhalb des Sachrechts sind sowohl gesamtver-
einheitlichende Rechtsakte (d.h. für transnationale Sachverhalte sowie 
reine Binnensachverhalte) als auch Rechtsakte umfasst, die nur trans-
nationale Sachverhalte regeln. Die nationale Rechtsharmonisierung 
dient an geeigneter Stelle als Vergleichsobjekt. 

12 Hierzu infra § 2 A II. 
13 Hierzu infra § 3 C. 

• 14 David, The International Unification of Private Law (1971), 5-11. 
15 Kropholler, Internationales Einheitsrecht (1975), 1. 
16 Kropholler, Internationales Einheitsrecht (1975), 1. 
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Den Schwerpunkt der Arbeit wird das Einheitsrecht bilden, das 
durch organisierte Erarbeitung entstanden ist und dessen Anwendung 
verbindlich ist, sobald es in den einzelnen Staaten in Kraft getreten ist 
(formelle organisierte Rechtsharmonisierung). Nur am Rande behan-
delt werden Regelungen, die durch Rezeption angeglichenes oder ver-
einheitlichtes Recht darstellen. Ebenso weitgehend ausgenommen ist 
das im internationalen Handel verbreitete Klauselrecht (Recht der All-
gemeinen Geschäftsbedingungen, Formulare und Klauseln i.e.S.).17 

II. „Einheitliche Auslegung" 

Auslegungsfragen sind komplexer Natur. Es gibt selten ein Richtig 
oder Falsch. Die Auslegung ist kein rein mechanischer Vorgang, son-
dern beinhaltet vielmehr ein schöpferisches Element,18 das der Nach-
prüfbarkeit nur bedingt zugänglich ist. Sie gestattet einen gewissen 
Spielraum, und findet sich daher im Grenzbereich zwischen Wissen-
schaft und Kunst.19 Auch sind Schwierigkeiten bei der Auslegung kein 
spezifisch juristisches, sondern ein allgemein hermeneutisches Pro-
blem.20 Die Auslegung hängt eng zusammen mit der Anwendung21 und 
der Lückenfullung22. Bei der Anwendung Internationalen Einheits-
rechts wird ein konkreter Sachverhalt unter eine abstrakte einheits-
rechtliche Regelung subsumiert. Der Rechtsanwender ist bemüht, die 
Regelung zu verstehen. Erscheint der Text der Regelung klar, so kann 
die betreffende Norm angewandt werden. Es bedarf keiner weiteren 
Auslegung. Aufgrund der Abstraktheit juristischer Regelungen ist de-
ren Unklarheit allerdings sehr wahrscheinlich und damit eine Ausle-
gung unerlässlich. Recht auszulegen heißt also, in einem konkreten 

17 Siehe hierzu Kropholler, Internationales Einheitsrecht (1975), 119 ff. 
18 Köck, Vertragsinterpretation und Vertragsrechtskonvention (1976), 25. 
19 Karl, Die spätere Praxis im Rahmen eines dynamischen Vertragsbegriffs, in: Bie-

ber (1987), 81 (81/82). 
20 Köck, Vertragsinterpretation und Vertragsrechtskonvention (1976), 68. 
21 Zur Unterscheidung in Frankreich zwischen der Anwendung einer Regelung und 

der Kompetenz zu deren Auslegung siehe Mosler, L'Application du Droit International 
Public par les Tribunaux Nationaux, Ree. des cours 91 (1957) 625 (670 ff.); de la Ro-
chère, France, in: Jacobs/Roberts (1987), 39 (48 ff.). Bis zu einer 1991 erfolgten Recht-
sprechungsänderung des Conseil d'Etat war die Auslegung internationaler Verträge aus-
schließlich dem Außenministerium vorbehalten und den Gerichten nur deren Anwen-
dung erlaubt (vgl. auch M. Schmidt, Privatrechtsangleichende EU-Richtlinien und natio-
nale Auslegungsmethoden, RabelsZ 59 [1995] 569 [593]). 

22 Näher zur Unterscheidung zwischen Auslegung und Lückenfüllung siehe Burkart, 
Interprétatives Zusammenwirken von CISG und UNIDROIT Principles (2000), 104 f. 
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Fall einem unklaren Text seine angemessene Bedeutung zuzuschrei-
ben. 

Von der Auslegung ist die Lückenfüllung zu unterscheiden. Eine 
Lücke liegt vor, wenn eine Streitigkeit nach den bereits interpretierten 
Regelungen nicht beurteilt werden kann, aber dennoch einer rechtli-
chen Beurteilung bedarf.23 Canaris spricht von einer „planwidrigen 
Unvollständigkeit".24 Diese kann unter bestimmten Umständen vom 
Richter ausgefüllt werden. Nicht um Lücken handelt es sich aller-
dings, wenn ein rechtlicher Bereich grundsätzlich aus dem sachlichen 
Anwendungsbereich eines einheitsrechtlichen Regelungswerks ausge-
nommen ist. Die Problematik, wer zur Lückenfullung befugt ist, wie 
diese stattzufinden hat und welche Hilfsmittel dafür zur Verfügung 
stehen, ist vergleichbar mit der der Auslegung. Die Grenze zwischen 
teleologischer Auslegung und Lückenfüllung ist fließend. Beide unter-
scheiden sich nur graduell.25 Die Lückenfüllung wird daher im Folgen-
den als besondere Form der Auslegung betrachtet und in die Untersu-
chung miteinbezogen. 

Hinsichtlich des Ziels der Einheitlichkeit der Auslegung ist zu be-
achten, dass eine hundertprozentige Einheitlichkeit im mathemati-
schen Sinne nicht erreicht werden kann. Selbst innerhalb einer (natio-
nalen) Jurisdiktion wird dieses Ideal regelmäßig nicht erreicht. Die 
Bemühungen sollten aber - unabhängig davon, ob Regelungen rein 
nationalen oder internationalen Ursprungs ausgelegt werden - darauf 
gerichtet sein, sich diesem Ziel so weit wie möglich zu nähern. 

C. Aufbau und Ziel der Untersuchung 

Zur Ermittlung der Wege hin zu einer möglichst einheitlichen Ausle-
gung Internationalen Einheitsrechts werden im Ersten und Zweiten 
Kapitel der Arbeit zunächst die Grundlagen des Internationalen Ein-
heitsrechts und dessen Auslegung dargestellt. Dies sind die Anfänge 
der Internationalen Rechtsharmonisierung (§ 1), die verschiedenen Ar-
ten Internationaler Rechtsharmonisierung (§ 2) und die Instrumente, 
derer sich die organisierte Internationale Rechtsharmonisierung be-
dient (§ 3). Im Anschluss daran wird kurz dargelegt, wer zur Ausle-
gung von Internationalem Einheitsrecht befugt ist (§ 4) und welche 
Methoden hierfür herangezogen werden können (§ 5). 

23 Bydlinski, Juristische Methodenlehre und Rechtsbegriff (1982), 473. 
24 Canaris, Die Feststellung von Lücken im Gesetz (1983), 16. 
25 Zweigert, Rechtsvergleichung als universale Interpretationsmethode, RabelsZ 15 

(1949/50) 5 (10). 
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Das Dritte Kapitel beschreibt die Hilfsmittel und Verfahren, die ge-
genwärtig zur Sicherung der einheitlichen oder nachträglicher Korrek-
tur uneinheitlicher Auslegung auf regionaler (§ 6) und auf globaler 
Ebene (§ 7) angewandt werden. 

Im Vierten Kapitel wird nach den Gründen für eine uneinheitliche 
Auslegung gefragt. Welche Umstände erschweren eine einheitliche 
Auslegung? Auf dieser Grundlage werden Verbesserungsvorschläge 
für die Zukunft unterbreitet. Hierbei wird der Weg des Internationalen 
Einheitsrechts vom Verhandlungstisch auf internationaler Ebene (§ 8) 
über die Ebene der nationalen Gesetzgeber (§ 9) bis zur Anwendung 
und Auslegung durch die nationalen Gerichte und Behörden (§ 10) 
verfolgt. 

Ziel der Arbeit ist es, auf der Grundlage einer Darstellung des ge-
genwärtigen Stands der Auslegungsmechanismen, durch eine lücken-
lose Nachverfolgung des Wegs des Internationalen Einheitsrechts -
von seiner Entstehung an, über seine Umsetzung bis zu seiner Anwen-
dung - die Ursachen für eine spätere uneinheitliche Auslegung zu er-
kennen und hieraus Vorschläge für eine verstärkte Förderung der Ein-
heitlichkeit zu entwickeln. 





Erstes Kapitel: 

Grundlagen des Internationalen Einheitsrechts 

§ 1 Anfänge der internationalen Rechtsharmonisierung 

Die Internationale Rechtsharmonisierung ist ein modernes Phänomen. 
Nach Jahrhunderten der Rechtsvereinheitlichung auf nationaler Ebe-
ne26 wendet sich der Blick der Nationalstaaten hin zur internationalen 
Gemeinschaft. Die ersten Schritte der modernen internationalen 
Rechtsharmonisierung sind Mitte des 19. Jahrhunderts zu verzeichnen. 
Im 20. und beginnenden 21. Jahrhundert erreichte sie zuvor ungeahnte 
Dimensionen. Vor allem die zunehmende Globalisierung bleibt nicht 
ohne Einfluss auf die nationalen Rechtssysteme. Diese waren anfäng-
lich nur wenig ausgerichtet auf die Besonderheiten grenzüberschrei-
tender Sachverhalte. Daher bemühen sich die Staaten bereits seit 
knapp 150 Jahren auf verschiedenen Ebenen, ihre Rechtssysteme ein-
ander anzugleichen. 

A. Harmonisierung ganzer Rechtsgebiete 

Zu Beginn der modernen internationalen Rechtsharmonisierung, Mitte 
des 19. Jahrhunderts, wurden sowohl auf regionaler als auch auf glo-
baler Ebene ehrgeizige Ziele gesetzt und die Vereinheitlichung ganzer 
Rechtsgebiete angestrebt. 

I. Einheitliches Handelsrecht 

Der erste Versuch einer weltweiten Rechtsvereinheitlichung auf dem 
Gebiet des Handelsrechts fand im Jahre 1851 statt, als Levi den Ent-
wurf eines „national and international code of commerce among all ci-

26 Zur nationalen Rechtsvereinheitlichung Mitte des 18. bis Anfang des 20. Jahrhun-
derts in Bayern, Preußen, Frankreich, Österreich, dem Deutschen Bund, dem Deutschen 
Reich und der Schweiz siehe Kegel, Sinn und Grenzen der Rechtsangleichung, in: Cars-
tens/Börner (1971), 9 (14 ff.). 
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vilised nations" erarbeitete.27 Levi - seiner Zeit wohl voraus - konnte 
für seinen Entwurf nicht die erforderliche Unterstützung gewinnen.28 

1878 versuchte sich der Congrès international du commerce et de 
l'industrie an der Schaffung eines internationalen Codex für das ge-
samte Gebiet des Handelsrechts.29 Auch dieser Versuch blieb erfolg-
los. 

II. Einheitliches Internationales Privatrecht 

Ausgangspunkt von Bestrebungen, das Internationale Privatrecht so 
weit wie möglich zu vereinheitlichen, war im Jahre 1865 das Inkraft-
treten des italienischen Codice Civile, der für die damalige Zeit mo-
derne international-privatrechtliche Regelungen enthielt.30 Der spätere 
italienische Justiz- und Außenminister Mancini31 trat seit 1867 für den 
Abschluss von internationalen Staatsverträgen auf dem Gebiet des In-
ternationalen Privatrechts ein, um durch eine umfassende einheitliche 
Regelung des Kollisionsrechts den internationalen Entscheidungsein-
klang zu fördern.32 Trotz seines großen Einsatzes konnte Mancini sein 
Vorhaben bis zu seinem Tod 1888 nicht zu Ende bringen.33 

Im Jahre 1874 luden die Niederlande erstmals mehrere Staaten dazu 
ein, die Regelungen zur internationalen Urteilsanerkennung zu verein-

27 Gutteridge, Comparative Law (1949), 146. 
28 Gutteridge, Comparative Law (1949), 146. 
29 Siehe Nippold, Internationale Rechtseinheit, BIVerglRW 1906, 66 (69) 

m.w.Nachw. In den 80er Jahren des vergangenen Jahrhunderts brachte Schmitthoff bis-
her vergeblich diesen Gedanken wieder auf, indem er dazu aufrief einen „world code of 
international trade law" zu schaffen, der mit der Zeit bereits bestehendes und künftiges 
handelsrechtliches Einheitsrecht in einem Werk zusammenfassen sollte {Schmitthoff, 
Commercial Law in a Changing Economic Climate [1981], 29 ff. Kritisch hierzu Bo-
nell, Do We Need a Global Commercial Code?, ULR 2000,469 ff). 

30 Schuck, Hundert Jahre Haager Konferenz fur IPR, RabelsZ 57 (1993) 224 (226). 
31 Zur Person Mancinis siehe Jayme, Pasquale Stanislao Mancini (1980). 
32 Mancini, De l'utilité de rendre obligatoires pour tous les Etats, sous la forme d'un 

ou de plusieurs traités internationaux, un certain nombre de règles générales du Droit 
international privé, pour assurer la décision uniforme des conflits entre les différentes 
législations civiles et criminelles, Vortrag vom 31. August 1874, J.D.I. 1 (1874) 221 ff. 
und 285 ff. Siehe auch Négotiations diplomatiques du Gouvernement italien avec les 
différentes Puissances relativement à la fixation par traité de certaines règles de droit 
international privé et à l'exécution des jugements étrangers, J.D.I. 13 (1886) 35 ff. 

33 Zu den Bemühungen Mancinis siehe Kahn, Abhandlungen zum internationalen 
Privatrecht, Band 2 (1928), 11 ff. 
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